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Einführung

I. Problemaufriss: Die Insuffizienz der DS-GVO
zum Schutz Minderjähriger bei der Erteilung

der datenschutzrechtlichen Einwilligung

Seit jeher ist es Aufgabe des Rechts, auf gesellschaftliche Entwicklungen zu
reagieren und einen Ordnungsrahmen für die Realität zu bieten.1 Das gilt
insbesondere für Regelungen über Befugnisse Minderjähriger im Rechtsver-
kehr. Zu den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zählt, ein allen Inte-
ressen gerecht werdendes Recht des Internets, einschließlich des Daten-
schutzes, zu schaffen. Hier ist der Schutz Minderjähriger von herausragender
Bedeutung. Eine gesetzlich gewährleistete Einschränkung der Verarbeitung
personenbezogener Daten und die damit gesicherte informationelle Selbst-
bestimmung bildet einen Grundbaustein einer demokratischen Gesell-
schaftsordnung.2 Zudem obliegt dem Gesetzgeber ein Schutzauftrag für Kin-
der und Jugendliche.3 Sie darf der Gesetzgeber nicht ungeschützt lassen, da
sie sich der Risiken, Folgen, Garantien und Rechte bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten möglicherweise weniger bewusst sind, Erwä-
gungsgrund 38 S. 1 DS-GVO.4 Ihre Daten sind für Unternehmen von gro-
ßem Interesse und Wert, da Kinder und Jugendliche die nächste Kundenge-
neration darstellen.5 Digitale Medien werden von Kindern und Jugendlichen
intensiv genutzt.6 Nach der JIM-Studie7 des medienpädagogischen For-

1 BGHZ 143, 214, 225 – Marlene Dietrich.
2 Vgl. BVerfGE 65, 1, 43; Simitis, RDV 2007, 143, 144.
3 Vgl. Janicki, DSRITB 2019, 313, 314; vgl. Jandt/Roßnagel, MMR 2011, 637, 638.
4 Mit ähnlichem Wortlaut bereits die Entschließung des Europäischen Parlaments vom

6. Juli 2011 zum Gesamtkonzept für den Datenschutz in der Europäischen Union
(2011/2025(INI)), Punkt M, URL: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pub
Ref=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2011-0323+0+DOC+XML+V0//DE [Stand: 14.03.
2021].

5 Möhrke-Sobolewski/Klas, K&R 2016, 373; Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Sel-
mayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1; Rauda, MMR 2017, 15, 16; Joachim,
ZD 2017, 414, 418; Gola/Schulz ZD 2013, 475.

6 Gola/Schulz ZD 2013, 475.
7 JIM-Studie 2018 (Jugend, Information, Multimedia), Basisuntersuchung zum Me-
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2 Einführung

schungsverbands Südwest (mpfs) nutzen 97 % der Jugendlichen zwischen
zwölf und 19 Jahren das Internet. Hierzu verwenden 97 % der Jugendlichen
ein Smartphone. Diese Affinität gegenüber digitalen Medien birgt ein großes
Gefahrpotential.8 Im Internet sind Minderjährige sozialem Druck und be-
sonderen Reizen ausgesetzt, die sie aufgrund leichterer Beeinflussbarkeit
mitunter noch nicht einordnen können.9 Eine weitreichende Preisgabe per-
sonenbezogener Daten des Minderjährigen sowie von Familie und Freunden
kann zu detaillierten Nutzerprofilen über die Interessen, Neigungen und so-
zialen Kontakte der Minderjährigen führen.10 Weiter verbreiten Jugendliche
auf Social-Media-Plattformen nahezu grenzenlos ihre personenbezogenen
Daten.11 Die JIM-Studie konstatiert, dass 95 % der zwölf bis 19-Jährigen den
Messenger Whatsapp verwenden. 67 % der Befragten nutzen Instagram. Auf
dieser Plattform laden sie – datenschutzrechtlich besonders relevant – (per-
sönliche) Bilder hoch und verfolgen die Interessen und Aktivitäten anderer.
Der mpfs untersuchte ferner in der KIM-Studie12 das Nutzungsverhalten
sechs bis 13-jähriger Kinder. 55 % dieser Kinder nutzen mindestens einmal
wöchentlich das Internet. Whatsapp wird von 47 % der Kinder verwendet, ein
Viertel der Kinder ist bei Facebook online. Mit einem derart gravierenden
Nutzungsverhalten korrespondiert eine hohe Relevanz für den Gesetzgeber.
Ferner sind die Handlungen von Kindern und Jugendlichen im Internet wie
etwa auf dem Smartphone naturgemäß durch die Eltern nur schwer zu kon-
trollieren. Aus diesen Gründen sind Kinder und Jugendliche bei der Inter-
netnutzung besonders zu schützen.

Der europäische Gesetzgeber hat die Schutzbedürftigkeit Minderjähriger
im Umgang mit personenbezogenen Daten erkannt und entsprechende Re-
gelungen geschaffen.13 Art. 8 Abs. 1 DS-GVO regelt die datenschutzrechtli-

dienumgang 12– bis 19-Jähriger, URL: https://www.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/JIM/
2018/Studie/JIM2018 Gesamt.pdf [Stand: 14.03.2021].

8 Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Selmayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1;
Gola/Schulz ZD 2013, 475.

9 Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Selmayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1;
vgl. Gola/Schulz ZD 2013, 475.

10 Gola/Schulz ZD 2013, 475; Fünfter Zwischenbericht der Enquete-Kommission „In-
ternet und digitale Gesellschaft“, Datenschutz, Persönlichkeitsrechte, S. 30 f., URL: htt
p://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/089/1708999.pdf [Stand: 14.03.2021].

11 Jandt/Roßnagel, MMR 2011, 637; Entschließung des Europäischen Parlaments vom
6. Juli 2011 zum Gesamtkonzept für den Datenschutz in der Europäischen Union
(2011/2025(INI)), Punkt M, URL: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pub
Ref=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2011-0323+0+DOC+XML+V0//DE
[Stand: 14.03.2021].

12 KIM-Studie 2018 (Kindheit, Internet, Medien), Basisuntersuchung zum Medienum-
gang 6– bis 13-Jähriger, URL: https://www.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/KIM/2018/K
IM-Studie 2018 web.pdf [Stand: 14.03.2021].

13 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
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3I. Problemaufriss

che Einwilligungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen. Nach dem Wort-
laut ist bei einem Angebot von Diensten der Informationsgesellschaft, das
einem Kind direkt gemacht wird, die Verarbeitung der personenbezogenen
Daten des Kindes rechtmäßig, wenn das Kind das sechzehnte Lebensjahr
vollendet hat (Art. 8 Abs. 1 S. 1 DS-GVO). Dieses Alter kann der nationale
Gesetzgeber nach Art. 8 Abs. 1 S. 3 DS-GVO14 von 16 Jahren bis auf 13 Jahre
herabsetzen. Folglich wird die Einwilligungsfähigkeit bei Angeboten von
Diensten der Informationsgesellschaft, die einem Kind direkt gemacht wer-
den, mittels starrer Altersgrenze bestimmt. Verarbeitungen der Daten von
Kindern unterhalb dieser Altersgrenze sind nach Art. 8 Abs. 1 S. 2 DS-GVO
nur sofern und soweit rechtmäßig, wie die Einwilligung durch den Träger der
elterlichen Verantwortung für das Kind oder mit dessen Zustimmung erteilt
wird. Ob bei dieser Regelung die Interessen sämtlicher Beteiligter an der
Verarbeitung personenbezogener Daten Minderjähriger berücksichtigt wur-
den, ist fraglich. Dies zeigt schon der Erwägungsgrund 38 S. 1 DS-GVO. Das
Interesse des Minderjährigen, gemäß seinen individuellen Fähigkeiten zu
handeln, wird darin nicht deutlich erkennbar. Zumindest deutet die For-
mulierung möglicherweise weniger bewusst die Erkenntnis des europäischen
Gesetzgebers an, dass nicht bei allen Minderjährigen pauschal von demsel-
ben Entwicklungsstand ausgegangen werden darf. Indes spiegelt sich diese
Erkenntnis nicht im Wortlaut von Art. 8 Abs. 1 DS-GVO wider, sodass da-
nach die Mitwirkungspflicht der Eltern für Kinder unterhalb der festgesetz-
ten Altersgrenze unabhängig von der geistigen Reife des Kindes gilt. Das
einer solchen Regelung zugrundeliegende elterliche Erziehungsrecht hat sich
jedoch stets am Interesse des Kindes auszurichten.15 Es kann nicht mehr
uneingeschränkt Geltung entfalten, sobald der Minderjährige die erforder-
liche Reife für selbstbestimmtes Handeln aufweist.16 Mit fortschreitender
Entwicklung des Kindes verringern sich daher auch die elterlichen Rechts-
befugnisse.17 Es wird zu zeigen sein, ob der Gesetzgeber mithin ein Rege-
lungsmodell hätte wählen sollen, das an den individuellen Fähigkeiten des
Kindes ausgerichtet ist.

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABl. 2016 L
119, 1 ber. ABl. 2016 314, 72 und ABl. 2018 L 127, 2. Regelungen zum Schutz von Kindern
sind etwa Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f. DS-GVO, Art. 8 DS-GVO, Art. 12 DS-GVO, Art. 17 DS-
GVO, Art. 40 Abs. 2 lit. g DS-GVO sowie Art. 57 Abs. 1 lit. b DS-GVO. Bedeutsam sind
zudem die Erwägungsgründe 38 und 58 DS-GVO.

14 Mitunter abweichend zitiert als Art. 8 Abs. 1 UA. 1 DS-GVO.
15 BVerfGE 59, 360, 382.
16 Vgl. BVerfGE 59, 360, 382.
17 Vgl. BVerfGE 59, 360, 382.


